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Ill . Bauvorſchriften für beſondere
FJälle .

A. Mlit Rückſicht auf die Lage des Gebüudes .

a. Bauten an öffentlichen Wegen .

1 . Straßengeſetz vom 14 . Juni 1884 .

( Geſetz - und Verordnungsblatt S. 285. )
0 § 31 . Bau anlagen in der Nähe öffentlicher Wege .

Auf dem längs der öffentlichen Wege befindlichen
Privateigenthum dürfen , vorbehaltlich der für die Ortsſtraßen
geltenden beſonderen Beſtimmungen , bauliche Anlagen aller
Art , bei Landſtraßen nur in einer Entfernung von 3,6 m,
bei Kreisſtraßen und Gemeindewegen nur in einer ſolchen
von 2 m angebracht werden .

Die Entfernung iſt vom äußeren Rande des Grabens
an und , wo ein Wegegraben fehlt , vom äußeren Rande des
Wegekörpers an zu bemeſſen .

Für Kreisſtraßen oder einzelne Strecken derſelben kann
auf Antrag des Kreisausſchuſſes die zuläſſige Entfernung
baulicher Anlagen durch bezirks - oder ortspolizeiliche Vor⸗
ſchrift bis auf 3,6 m. erhöht werden .

Wenn nach den Umſtänden eine Benachtheiligung der
öffentlichen Intereſſen nicht zu erwarten iſt , kann durch die
Verwaltungsbehörder ) nach Anhörung der Straßenbaubehörde
und bei Kreisſtraßen und Gemeindewegen außerdem nach
Anhörung des Kreisausſchuſſes , bezw. der Gemeindebehörde ,
von der Einhaltung dieſer Entfernung Nachſicht ertheilt werden .

Soweit es im öffentlichen Intereſſe einer geordneten
Wegeunterhaltung erforderlich erſcheint , kann von der Straßen⸗
baubehörde , beziehungsweiſe bei Kreisſtraßen und Gemeinde⸗
wegen von dem Kreisausſchuſſe und der Gemeindebehörde die
Beſeitigung von Anlagen verlangt werden , welche vor In⸗

) Den Bezirksrath : § 50 der L. B. ⸗V. ( S. 42) .
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Bauten an Wegen und Waldungen . 81

krafttreten des Geſetzes in größerer Nähe , als nach Obigemzuläſſig iſt , angebracht wurden . In dieſem Falle iſt Ent⸗
ſchädigung zu leiſten , ſofern nicht ſchon nach den früher gel⸗tenden Beſtimmungen die Anlage vorſchriftswidrig erfolgt iſt .Ueber die Nothwendigkeit der Beſeitigung entſcheidetdie Verwaltungsbehörde , über Vorausſetzungen und Höheder Entſchädigung das Gericht .

2. Geſetz vom 20 . Februar 1868 , die Anlagender Ortsſtraßen und die Feſtſetzung der Bau⸗
fluchten betreffend .

Art . 15 . Soweit Landſtraßen zugleich als Ortsſtraßendienen , iſt für die einzuhaltende Fluchtlinie und Straßen⸗höhe der feſtgeſtellte Bauplan maßgebend , in Ermangelungeines ſolchen aber nach Artikel 11 zu verfahren . ! )
b. Bauten in der Näühe von Waldungen .

Forſtgeſetz uom 15. November 1833 .
( Regierungsblatt Seite 5. )

3. Kapitel .
Vom Bauen in der Nähe von Waldungen .

§ 57 . In Waldungen oder in einer Nähe derſelbenvon weniger als vierhundert Fuß ( 120 Meter ) dürfen keine
Wohn⸗ oder andere Gebäude angelegt werden .

Das Wiederherſtellen und Erweitern von erlaubter Weiſebereits beſtandenen Gebäuden iſt unter dieſem Verbote nichtbegriffen

Beſchränkungen der Bauerlaubniß aus anderen als
forſtpolizeilichen Gründen bleiben vorbehalten .

§ 58 . ( Nach der durch das Geſetz vom 27 . April 1854
abgeänderten Faſſung . ) Die Vorſchrift des vorhergehenden
Paragraphen gilt nicht für die im Zuſammenhang mit einem
Orte errichteten Gebäude und Werke , die mit der Gemeinde
oder dem Weiler , wozu ſie gehören , einen geſchloſſenen Ort
bilden .

§ 59 . Eine Ausnahme von dem Verbote des 85kann die Staatsforſtbehörde nur nach Vernehmung des Forſt⸗
) Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzes Seite 3 und 83.
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Bauten an 1

amts ! ) und derjenigen bewilligen, welche innerhalb einer

Entfernung von vierhundert Fuß , von der Bauſtelle an ge⸗

rechnet , Waldungen beſitzen .

Wird ein ſolches Bauweſen ausnahmsweiſe erlaubt , ſ

darf darin gleichwohl , ſofern ſich die Bewilligung nicht aus⸗

drücklich hierauf erſtreckt, keine Werkſtätte zur Bearbeitung

von Holz und keine Niederlage zum Holzhandel errichtet werden .

e. Bauten an und in Gewäſſern .

Waſſergeſetz vom 25 . Auguſt 1876 .

Art . 86 . Wer in einem öffentlichen Gewäſſer “ ) oder

an dem Ufer eines ſolchen Gewäſſers , ſoweit das Ufer unter

dem Hochwaſſer liegt , ſei es zum Schutz gegen Uferangrif
oder ſei es zur Ue berbrückung oder zu

anderen Zwecken , Bautens ) vornehmen oder beſtehende Bauten

erheblich ändern will , hat die vorgängige Genehmigung der
4) einzuholen .

Durch 880
oder ortspolizeiliche zorſchrift kann das

Gleiche für ſolche Bauten annicht ſchiff⸗ oder floßbaren Ge⸗

wäſſern oder an einzelnen Strecken ſolcher Gewäſſer vorge⸗

ſchrieben werden .

Waſſer⸗ und Uferſchutzbauten , welche von techniſchen
Staatsbehörden geleitet werden , unt erliegen vorſtehenden Be⸗

ſtimmungen nicht .

Jetzt dzie Domänendirektion nach Vernehmung der Bezirks·
Strecken eines
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für ſchiff⸗ ode
floßtbar rtlärt ſind . nd das der

Rhein , der

Neckar , der Main , Gutach , die Kinzig Nebenbächen ,
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) Unter Bauten im Sinr des Artike ind nicht blos Hoch⸗

auten zu verſtehen , ſondern jede 68
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Bauten an Eiſenbahnen . 83

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmung , ſowie
gegen die von der Verwaltungsbehörde erlaſſenen Ge⸗
nehmigungsbedingungen werden an Geld bis zu 150 Mark
oder mit Haft geſtraft .

d. Bauten an Eiſenbahnen .

Geſetz vom 20 . Februar 1868 , die Aulage der
Ortsſtraßen und die Feſtſetzung der Baufluchten

betreffend . ! )

Art . 16 . Bauwerke aller Art dürfen nicht in geringerer
Entfernung von der Eiſenbahn ? ) als 25 Fuß ( 7,50 Meter )
von der Kante des Bahnkörpers oder von der Grenze eines
Bahnhofes errichtet werden .

Bei Gebäuden , welche Wandbekleidungen oder Be⸗

dachungen von brennbaren Stoffen erhalten , oder in welchen
leicht entzündliche Stoffe zubereitet oder aufbewahrt werden

) Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzes ſiehe S. 3 und 8l .
) Unter dem Begriff „ Eiſenbahn “ im ine des Art . 16 des

tzes vom 20. Februar 1868 ſind alle Bahnen zu verſtehen ,

imm

auf welche das Bahnpolizeireglement für die Eiſenbahnen Deutſch⸗
lands vom 30. N ber

5
( Reichsgeſetzblatt S. 289 ) und die

Bahnordnung für deutſche ibahnen untergeordneter Bedeutung
vom 12. Juni 1878 ( Geſ . u. V. ⸗Bl . S. 95 ) Anwendung finden .
Es find jene beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen über das Bauen
längs der Eiſenbahnen jedoch nur inſoweit maßgebend , als ein ſelbſt⸗
ſtändiger Bahnkörper vorhanden iſt . Soweit Eiſenbahnen auf öffent⸗
lichen Wegen angelegt ſind , kommen auch hier nur die Vorſchriften
des § 31 des Straßengeſetzes ( Seite und der Artikel 7, 11 und5

ßengeſetzes ( Seite 5, 8, und 81) hinfichtlich der bei Er⸗
nungen in Betracht .

Handelt es ſich um die Geſtattung von Ausnahmen von den Vor⸗
ſchriften des Artikel 16 des Ortsſtraßengeſetzes auf Grund des letzten
Abſatzes dieſer Beſtimmung und ſtehen Eiſenbahnen in Frage , die
nicht unter der Verwaltung der Generaldirek der Gr . Staats⸗
eiſenbahnen betrieben werden , ſo hat das in § 50 der Landes⸗Bau⸗
Verordnung vom 5. Mai 1869 ( Seite 42) vorgeſchriebene Benehmen
Seitens der Bahnpolizeibehörde nicht mit der Großh . Generaldirekt

E2

tion ,
ſondern mit der betreffenden Betriebsleitung ſtattzufinden , welcher
ein Rekursrecht nach dem allgemeinen Grundſatze des § 28 der landes⸗
herrlichen Verordnung vom 31. Auguſt 1884 , betreffend das Ver⸗
fahren zin Verwaltungsſachen , zuſteht . Erlaß des Miniſteriums des
Innern vom 28. Dezember 1891 Nr . 31078 .
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84 Bauten in der Nähe von Friedhöfen .

ſollen , muß die Entfernung mindeſtens 50 Fuß ( 15 Meter )
betragen .

In beſonderen Fällen , welche keine Gefahr für die

Eiſenbahn und deren Betrieb beſorgen laſſen , können Aus⸗

nahmen von dieſen Vorſchriften geſtattet werden . ! )

e. Bauten in der Nähe von Friedhöfen .

Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 20 . Juli 1882 , die Begräbnißplätze und die

Beerdigungen betr .

(Geſetz⸗ und Verordnu latt Seite 202 . )

§ 2. Die Begräbnißplätze ſind in einer Entfernung
von mindeſtens 100 Metern von den äußerſten Wohngebäu⸗
den der Ortſchaften anzulegen . Bei Bemeſſung der Entfernung
iſt auf die vorausſichtliche Ausdehnung der Ortſchaften Rück⸗
ſicht zu nehmen .

Bei der Wahl des Begräbnißplatzes iſt einem Boden
aus Sand oder Kies der Vorzug zu geben ; er ſoll keiner

Ueberſchwemmung ausgeſetzt und ſo trocken ſein , daß er zu
jeder Jahreszeit bis zu einer Tiefe von 2 Metern ausge⸗
graben werden kann , ohne daß man auf Waſſer ſtößt .

Nöthigenfalls iſt der Boden aufzufüllen oder zu ent⸗
wäſſern . Das von oder unter dem Begräbnißplatze abfließende
Waſſer ſoll ſeine Richtung nicht gegen Ortſchaften oder
Brunnen nehmen .

§ 3. Neue Wohngebäude dürfen in der nächſten Nähe
des Begräbnißplatzes nicht errichtet werden . Nähere Beſtim⸗
mungen hierüber , ſowie über die Errichtung von Brunnen
in der Nähe von Friedhöfen bleiben ortspolizeilichen Vor⸗
ſchriften überlaſſen .

5 50 der Landesbauverordnung
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